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Zusammenfassung: Inhalt und Ablauf von Schwangerschaftskonfliktberatungen sind Außenstehenden weitgehend un-
bekannt. Eine explorativ-deskriptive Fallstudie will hier Abhilfe schaffen. Zu diesem Zweck werden in den Schwanger-
schaftskonfliktberatungsstellen Nürnbergs angefallene Beratungsprotokolle einer quantitativen Dokumentenanalyse un-
terzogen. Die prozessproduzierte Datenbasis bilden alle 1.820 Beratungsprotokolle, die in fünf konfessionell gebunde-
nen, in freier Trägerschaft oder in kommunaler Hand befindlichen Einrichtungen im Jahre 1998 verfertigt wurden. Sie
geben nicht nur Aufschluss über die wesentlichen Gründe der Schwangeren für die Erwägung eines Schwangerschafts-
abbruches, sondern auch über schwangerschaftsspezifische, sexualverhaltensrelevante, rechtliche und finanzielle Bera-
tungsinhalte. Sie enthalten außerdem Hinweise auf konkrete institutionelle Hilfs- und Unterstützungsangebote. Die
Analysen ergeben, dass es in Nürnberg offenbar gelingt, der Heterogenität von Schwangeren – d.h. zum Abort fest ent-
schlossene, noch unentschlossene oder zur Geburt des Kindes entschlossene, jedoch materielle oder immaterielle Hilfe
suchende Frauen – durch institutionelle Verschiedenheit zu entsprechen. Eine für alle Rat suchenden Schwangeren glei-
chermaßen geeignete, ‚beste‘ Beratungseinrichtung kann es aufgrund der kulturellen und personellen Verschiedenheit
der Schwangeren nicht geben.
1. Einleitung
Ein Abtreibungsverbot, wie wir es heute kennen,
war bis zum Ende des Mittelalters unbekannt. Dies
änderte sich mit der 1532 verfassten „Peinlichen
Gerichtsordnung“ (Constitutio Criminalis Caroli-
na), in der die Tötung der „beseelten Leibesfrucht“
erstmals erwähnt und mit der Todesstrafe versehen
wurde. „Weise Frauen“ und Hebammen wurden
bereits seit 1484 bei Abtreibungen als „Hexen“ ver-
folgt und hingerichtet. Die Diskussion um das Für
und Wider Schwangerschaftsabbruch ist demnach
rund 600 Jahre alt.1
Im Zuge der Wiedervereinigung Deutschlands
mussten die in den zwei Teilstaaten geltenden ver-
schiedenen Regelungen einander angepasst wer-
den.11992 verabschiedete der Bundestag eine Fris-
tenlösung, die einen Abbruch bis zur 12.
Schwangerschaftswoche erlaubte. Nur ein Jahr spä-
ter modifiziert das Bundesverfassungsgericht den
§218 StGB erneut: Zwar billigt es faktisch den
Schwangerschaftsabbruch, nicht aber die getroffene
Fristenlösung. Der Bundestag berücksichtigt die
höchstrichterliche Kritik und verabschiedet das
„Schwangeren- und Familienhilfeänderungsgesetz“
(SFHÄndG), das zum 1. Oktober 1995 in Kraft
tritt. Abtreibungen sind nun ohne zeitliche Begren-
zung erlaubt, wenn die Schwangerschaft eine Le-
bensgefahr für die werdende Mutter bedeutet oder
eine schwere körperliche bzw. seelische Beeinträch-
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* Ich danke den fünf Einrichtungen zur Schwanger-
schaftskonfliktberatung in Nürnberg für die Bereitstellung
der – im Übrigen vollkommen anonymen – Protokolle des
Jahres 1998. Ebenso danke ich für ihre Einwilligung, die
Einrichtungsnamen unverschlüsselt veröffentlichen zu
können. Die Genehmigung zur Erfassung der Daten erteil-
te das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie, Frauen und Gesundheit mit Schreiben
VI4/7440/16/99 vom 15. Oktober 1999.
1 Eine lesenswerte knappe Darstellung des gesellschaftli-
chen Umgangs mit dem Schwangerschaftsabbruch seit
dem 15. Jahrhundert ist unter http://dienste.awo.org/awo/
bu/schwanger/Kleine_Geschichte_des_218 zu finden. Aus-
führlicher geht Lippold in seiner Dissertation darauf ein
(2000: 27ff). In Staupe/Vieth (1996) werden außerdem
medizinische, soziale, politische und rechtliche Aspekte
der Thematik angesprochen. Einen kurzen Abriss der His-
torie des Strafrechts zum Schwangerschaftsabbruch ver-
mittelt Gelinsky (1999). Zu den derzeit geltenden recht-
lichen Regelungen siehe Rauschen (1999).
tigung nach sich zieht. Ebenfalls sind Spätabtrei-
bungen schwer geschädigter Kinder erlaubt, wenn
wegen der Behinderung Gefahren für die seelische
Gesundheit der werdenden Mutter bestehen. Ab-
treibungen aus anderen Gründen sind nicht erlaubt,
bleiben aber straffrei, wenn die Schwangerschaft in-
nerhalb von 12 Wochen durch einen Arzt abgebro-
chen wird und zuvor bei einem anderen Arzt oder
einer anerkannten Beratungsstelle eine Beratung
nach §219 StGB stattgefunden hat2 sowie eine
Überlegungsfrist von drei Tagen eingehalten ist.3
Eine Kostenerstattung durch die Krankenkasse
scheidet im Fall der Beratungsregel aus. Bei beson-
derer Bedürftigkeit können die Kosten allerdings
vom Staat übernommen werden.
Wie Abbildung 1 belegt, stimmen rund 90 Prozent
der Bevölkerung einem Schwangerschaftsabbruch
aufgrund medizinischer, embryopathischer oder
ethischer bzw. kriminologischer Indikation zu: Die-
se so genannte Indikationsregel ist in Deutschland
über die Jahre hinweg nahezu unstrittig. Anders
sieht dies hinsichtlich der so genannten Beratungs-
regel aus, die in Situationen sozialer Bedrängnis
greifen soll: Sie wird noch am ehesten befürwortet,
wenn finanzielle Not eine Rolle spielt, kaum aber,
wenn frauenspezifische Gründe ins Feld geführt
werden. Wenn auch die Akzeptanz eines nicht
ethisch oder medizinisch indizierten Schwanger-
schaftsabbruches im Zeitverlauf schwankt und die-
se sich insbesondere nach der Vereinigung Deutsch-
lands zunächst erhöht, bleibt die relative Akzeptanz
der verschiedenen Indikatoren, zu sehen an den je-
weiligen Prozentsatzdifferenzen, in der Bevölke-
rung doch ziemlich stabil.
Um einen Eindruck vom Ausmaß des Abtreibungs-
geschehens in Deutschland zu vermitteln, die fol-
genden Zahlen: Seit Inkrafttreten der neuen Bera-
tungsregel hat sich die Zahl der gemeldeten
Schwangerschaftsabbrüche kaum verändert und
verharrt auf einem Niveau von knapp über 130
Tausend: 130.999 (1996), 130.890 (1997),
131.795 (1998) und130.471 (1999).4 In Bayern ist
zur gleichen Zeit allerdings ein Anstieg der Abtrei-
bungen von 12.726 auf 15.838, also um mehr als
3.000 zu registrieren,5 während sich die Vergleichs-
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Abb. 1 Akzeptanz von Grün-
den für einen Schwanger-
schaftsabbruch in Deutschland
zwischen 1982 und 1996 [in
Prozent]1
1Daten aus der „Allgemeinen
Bevölkerungsumfrage der Sozial-
wissenschaften“ (ALLBUS), einer
zweijährlich in Deutschland – bis
1990 nur in der Bundesrepublik –
durchgeführten repräsentativen Er-
hebung des Zentrums für Umfra-
gen, Methoden und Analysen e. V.
(ZUMA), Mannheim.
2 Der erste Satz des §219 StGB lautet kategorisch: „Die
Beratung dient dem Schutz des ungeborenen Lebens“.
Wenn allerdings „der Frau durch das Austragen des Kin-
des eine Belastung erwächst, die so schwer und außerge-
wöhnlich ist, dass sie die zumutbare Opfergrenze über-
steigt“, kann auch ein Schwangerschaftsabbruch in
Betracht kommen. „Die Beratung soll durch Rat und Hilfe
dazu beitragen, die in Zusammenhang mit der Schwanger-
schaft bestehende Konfliktlage zu bewältigen“.
3 Diese eigenartige juristische Konstruktion führt dazu,
dass „nicht die Abtreibung, sondern das Unterlassen der
Sozialberatung . . . strafbar“ ist (Frommel 1996: 114).
4 Quelle: Statistisches Bundesamt (Hg.), diverse Statisti-
sche Jahrbücher für die Bundesrepublik Deutschland. Vor
der Neuregelung war die Zahl der erfassten Abbrüche er-
heblich geringer – im Jahr 1995 z.B. 97.937 –, da die ab-
treibenden Frauenärzte bis dahin Meldungen ohne Nen-
nung der abtreibenden Einrichtung abgeben konnten.
Eine Kontrolle der Angaben auf Vollständigkeit war somit
ausgeschlossen. Aber auch nach der Neuregelung ist da-
von auszugehen, dass nicht alle Abbrüche gemeldet wer-
den. Die im Ausland vorgenommenen Abtreibungen wer-
den per se statistisch nicht erfasst (vgl. Statistisches
Bundesamt 2000: 189). Eine Antwort auf die Frage, ob
die Neuregelung des §218 StGB zur Verringerung oder Er-
höhung der Zahl der Abtreibungen beigetragen hat, lässt
sich demzufolge nicht geben.
5 Zurückgeführt wird dies wesentlich auf die erst seit
1995 den Schwangeren in Bayern eröffnete Möglichkeit,
eine Abtreibung auch ambulant in gynäkologischen Pra-
xen vornehmen zu lassen (vgl. FAZ v. 6.7.1999). Zuvor
zahlen in den neuen Bundesländern deutlich verrin-
gern. Berechnet man Schwangerschaftsabbruch-
quoten je 1.000 Lebend- und Totgeborene, so stei-
gen diese allerdings zwischen 1996 und 1999
bundesweit kontinuierlich von 163,7 auf 169,5 an.
Die wesentliche Ursache hierfür ist im Rückgang
der Lebend- und Totgeborenen bei relativer Kon-
stanz der Abbrüche in den fraglichen Jahren zu se-
hen. Bayern zählt diesbezüglich nach wie vor mit
125,8 Abbrüchen auf 1.000 Lebend- und Totgebo-
rene zu den Ländern am unteren Ende der Schwan-
gerschaftsabbruchstatistik und wird darin nur vom
Saarland (121,4) und von Rheinland-Pfalz (122,7)
übertroffen. Rund drei Prozent der gemeldeten
Schwangerschaftsabbrüche wurden und werden
nach „Indikation“, 97 Prozent nach „Beratungs-
regel“ vorgenommen. Die durch die innerkatho-
lische Kontroverse um die Scheinausstellung neu
angestoßene und weiter anhaltende Diskussion der
Konfliktberatung schlägt sich zahlenmäßig offen-
sichtlich nicht nieder.
Die Beratungsregel soll den Wert des ungeborenen
Lebens unterstreichen und dieses durch Informatio-
nen und Hilfsangebote an die Schwangeren schüt-
zen helfen. Zu diesem Zweck sind vielerorts Ein-
richtungen und Stellen zur Durchführung der
Schwangerschaftskonfliktberatung geschaffen wor-
den. Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen be-
nötigen gemäß Schwangerenkonfliktgesetz (SchKG)
die staatliche Anerkennung. In Nürnberg haben
diese Anerkennung fünf Einrichtungen erworben,
und zwar Caritas, Gesundheitsamt, Pro Familia,
Stadtmission und Zentrum Kobergerstraße. Sie bie-
ten jeweils zwischen 1,5 und 2,5 Ganztagsstellen
für Schwangerenkonfliktberatung auf.
Wenn auch die Schwangerschaftskonfliktberatung
in den vergangenen Jahren durch die Diskussion in
der römisch-katholischen Kirche ständig Gegen-
stand der öffentlichen Diskussion war und weiter
ist, vollzieht sich die eigentliche Beratungstätigkeit
der dafür geschaffenen Einrichtungen im vertrauli-
chen Gespräch. Zwar lässt sich das quantitative
Ausmaß dieses anonymen Beratungsgeschehens,
wenn auch mühevoll, eruieren; Beratungsablauf
und -inhalt hingegen spielen sich außerhalb der öf-
fentlichen Wahrnehmung ab. Eine valide Erfolgs-
messung der Beratung im Sinne der Abkehr
Schwangerer von ihrem Abtreibungsvorhaben ist
unmöglich, da dazu eine gesetzliche Rückmelde-
pflicht sowie die Zusammenführung der Daten der
Beratungsstellen mit frauenärztlichen Daten über
durchgeführte Abtreibungen nötig wären. Ein sol-
cher Datenabgleich war und ist vom Gesetzgeber
aber nicht vorgesehen und kann unter den gegebe-
nen gesetzlichen Randbedingungen nicht vor-
genommen werden. Und seien sie noch so wün-
schenswert: Erfolgsmeldungen, wie sie zum Beispiel
für das Jahr 1997 vom Caritasverband verlautbart
wurden,6 entbehren demnach jeglicher Grundlage
(vgl. dazu auch Matuschek 1998).
Das Einzige für eine, wenn auch grobe, Evaluation
der Schwangerschaftskonfliktberatung wissen-
schaftlich verwendbare Material stellen die von je-
dem Beratungsgespräch zum Zwecke seiner Doku-
mentation angefertigten standardisierten Protokolle
dar. Diese bilden die Grundlage für die von den Be-
ratungsstellen gemäß §10 SchKG jährlich zu erstel-
lenden schriftlichen Berichte und können für die al-
le drei Jahre stattfindende Überprüfung der
Voraussetzungen für die staatliche Anerkennung
nach §9 SchKG von der jeweiligen Aufsichtsbehör-
de eingesehen werden. Sie enthalten neben einigen
soziodemografischen Merkmalen der Rat suchen-
den Schwangeren Daten über
Q die von der Frau genannten wesentlichen Gründe
für die Erwägung eines Schwangerschaftsabbruchs,
Q schwangerschaftsspezifische, sexualverhaltens-
relevante, rechtliche und finanzielle Informatio-
nen, welche die jeweilige Beraterin bei vermeintli-
chem Bedarf vermittelt, sowie
Q Hilfs- und Unterstützungsmaßnahmen, welche
die Beraterin der Rat Suchenden insbesondere für
den Fall eines potenziellen Verzichts auf den
Schwangerschaftsabbruch anbieten kann.
Dieser Beratungsprotokolle haben wir uns im Rah-
men von zwei Forschungsprojekten mit der
Perspektive einer systematischen Inhaltsanalyse an-
genommen. Im ersten Projekt, einer sozialwissen-
schaftlichen Diplomarbeit, wurden alle 1.720 Pro-
tokolle codiert, erfasst und analysiert, die in der
Beratungsstelle des Gesundheitsamtes der Stadt
Nürnberg in den Jahren 1993 bis 1995 angefallen
waren (vgl. Bauernschmitt 1998).
Diese Studie, die erstmals abgesicherte Hinweise
auf besonders betroffene Gruppen von Schwange-
ren lieferte,7 bezog jedoch nur die Klientel einer
Einrichtung, und zwar einer städtischen, in die
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dürften sich zahlreiche Schwangere auf den so genannten
„Abtreibungstourismus“ verwiesen gesehen haben.
6 Dort war die Rede, dass von rd. 20.000 Frauen, die vor
der Beratung bei Caritas einen Abbruch erwogen, nach
der Beratung davon „nachweislich“ 5.000 Abstand nah-
men (vgl. FAZ v. 12.1.1999).
7 Maier (1999) berichtet für das Jahr 1997 bundesweite
Befunde von Caritas.
Analyse ein, wohingegen die beiden konfessionell
gebundenen Einrichtungen (katholisch: Caritas;
evangelisch: Stadtmission) und die in freier Träger-
schaft befindlichen Beratungsstellen (Pro Familia;
Zentrum Kobergerstraße) nicht berücksichtigt wa-
ren. Zu vermuten ist aber, dass das Beratungs- und
Hilfsangebot seitens der Einrichtungen in Abhän-
gigkeit von den selbst definierten Beratungszielen
(Pro Familia und Zentrum Kobergerstraße als Mit-
glieder im Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsver-
band) bzw. den übergreifenden Organisationszielen
der sie finanzierenden Institutionen (Stadt oder Kir-
chen) variiert.8 Zu vermuten ist außerdem, dass bei
der Entscheidung einer Schwangeren für die eine
oder die andere Beratungsstelle mehr oder minder
rational und/oder kulturell begründete Selbstselek-
tionsmechanismen eine Rolle spielen (vgl. Witten-
berg 1991, Bauernschmitt 1998), die selbstver-
ständlich auch abhängen können von den subjektiv
wahrgenommenen, tatsächlichen oder vermeintli-
chen Zielorientierungen der konkurrierenden Ein-
richtungen. So dürfte bei Pro Familia, aber auch
beim Zentrum Kobergerstraße eine eher feministi-
sche, d.h. vorwiegend an den Interessen der
schwangeren Frau, bei Caritas, aber auch bei der
Stadtmission eine eher religiöse, d.h. vorwiegend
an den Interessen des werdenden Kindes orientierte
Beratung vermutet werden, während das Gesund-
heitsamt diesbezüglich wohl am neutralsten ein-
zuschätzen ist. Schwangere, die zu einem Abbruch
entschlossen sind bzw. zu einem solchen neigen,
werden als rationale Akteure tendenziell eher die
Beratung von Pro Familia, Zentrum Kobergerstraße
und Gesundheitsamt aufsuchen; Schwangere, die
zur Geburt des Kindes neigen oder dazu eigentlich
entschlossen sind, jedoch zusätzlich auf materielle
und/oder immaterielle Hilfeleistungen hoffen, wer-
den als rationale Akteure tendenziell eher Stadtmis-
sion, vor allem aber Caritas aufsuchen. Weiterhin
ist zu vermuten, dass kulturelle Aspekte von Her-
kunft und Weltanschauung mit den rationalen
Aspekten kovariieren: Muslimische bzw. Schwan-
gere türkischer Herkunft9 dürften sich am ehesten
im Gesundheitsamt beraten lassen – zumal dort ei-
ne potenzielle Ansprechpartnerin türkischer Her-
kunft arbeitet, wenn auch nicht als Konfliktberate-
rin; am wenigsten dürften diese Frauen wegen der
dort vermuteten feministischen Orientierung Pro
Familia konsultieren.
Den hypothesenartig formulierten Andeutungen
darüber, dass Sachverhalte existieren, die Selbst-
selektionsmechanismen provozieren, sei damit Ge-
nüge getan. Weitere vorzustellen, wäre möglich, je-
doch wenig hilfreich, da in den Protokollblättern
keine Indikatoren operationalisiert sind, die für ihre
Überprüfung herhalten könnten. Deutlich sollte ge-
worden sein, dass die seinerzeitige Beschränkung
auf Daten des Gesundheitsamtes wohl ein zwar für
diese Institution zutreffendes, für die Beratungs-
situation in Nürnberg insgesamt jedoch unvollstän-
diges Bild geliefert hat.
Dieser Einschränkung wird im zweiten Projekt,
über dessen Ergebnisse hier berichtet wird, Rech-
nung getragen und durch Einbeziehung aller in
Nürnberg bestehenden Einrichtungen begegnet.
Neben der soziodemografischen Verortung aller
Rat suchenden Schwangeren des ganzen Jahres
1998 ist dabei von besonderem Interesse
Q erstens, ob sich die Klientel der verschiedenen
Einrichtungen bezüglich solcher soziodemogra-
fischer Merkmale und der für die Erwägung eines
Abbruchs genannten Gründe tatsächlich von ei-
nander unterscheidet,
Q zweitens, ob die Informationsvermittlung der Be-
ratungsstellen Unterschiede erkennen lässt, und
Q drittens, ob die angebotenen Hilfen in Abhängig-
keit von den Einrichtungen variieren.
Allerdings ist das Ausmaß an Validität und Reliabi-
lität, das mit dieser Untersuchung erzielt werden
kann, nur schwer zu schätzen, haben wir es bei den
der Analyse zugrunde liegenden Beratungspro-
tokollen doch mit einem Datenmaterial zu tun, das
nicht eigens für wissenschaftliche Zwecke erstellt
wurde.
Bei diesen so genannten prozessproduzierten Daten
handelt es sich um Material, das im Ablauf sozialer
Prozesse quasi nebenher, jedenfalls nicht durch den
Forscher initiiert, anfällt. Solche – jedenfalls aus
der Sicht des Forschers – „nicht-reaktiven Maße“
sind, wenn auch faktisch selten genutzt, für die So-
zialforschung von großer Bedeutung, eröffnen doch
solcherart „Verhaltensspuren“ Zugang zu sozialen
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8 Zu den gesetzlich vorgeschriebenen Zielen tritt bei der
Caritas die Orientierung an den „Vorläufigen Bischöfli-
chen Richtlinien“ (1995), bei der Stadtmission das „Leit-
bild Schwangerenberatung“ des Diakonischen Werkes
(1999), bei Pro Familia (1999) die Betonung von „Selbst-
hilfe“ und „persönliche Entscheidung“, beim Zentrum
Kobergerstraße die „Förderung der partnerschaftlichen
Beziehung in der Familie“ (2000). Das Gesundheitsamt
nennt keine zusätzliche Orientierung.
9 Konfession ist als Variable nicht im Beratungsprotokoll
enthalten, wohl aber die Staatsangehörigkeit. Hier wird
davon ausgegangen, dass türkische Staatsangehörigkeit
hoch mit muslimischer Weltanschauung korreliert.
Realitäten, die ansonsten kaum direkt oder, wenn
doch, nur verzerrt erhoben werden könnten.10 Ins-
besondere staatlich verordnete, häufig in amtlichen
Registern gespeicherte Verhaltensspuren über Ge-
burt, Heirat, Scheidung und Tod, aber auch sonst
wo erfasste Materialien wie Jahresbilanzen und
Protokolle von Vereinsversammlungen etc., darun-
ter eben auch Schwangerschaftskonfliktberatungs-
protokolle, stellen äußerst aufschlussreiche, von der
Arbeit des Forschers und/oder seiner Mitarbeiter
unbeeinflusste und unverzerrte Quellen für sozial-
wissenschaftliche Untersuchungen dar.
Die „Sekundäranalyse prozessproduzierter Daten“
(Diekmann 1995) weist jedoch auch Nachteile auf,
die unter Umständen wegen der nicht professionel-
len empirisch-theoretischen Vorgehensweise bei der
Datengenerierung (noch) gravierender sein können
als die Beschränkungen einer „Sekundäranalyse
wissenschaftsproduzierter Daten“.11 So ist im vor-
liegenden Fall besonders zu berücksichtigen, dass
die Beraterinnen, die die Protokolle anfertigen bzw.
ausfüllen, intentional Handelnde sind: Ihr hier inte-
ressierendes Verhalten, nämlich das Ausmaß an Be-
ratung, manifestiert im Ankreuzen von Antwort-
vorgaben verschiedener Items im standardisierten
Beratungsprotokoll und in der Dauer des Bera-
tungsgesprächs, kann angesichts der zu beratenden
Schwangeren und deren (Not-)Lage im Verlauf des
Beratungsprozesses aus der konkreten sozialen Si-
tuation heraus variieren und durchaus zu jeweils
unterschiedlicher Schwerpunktbildung führen.12
Ebenso sind die Rat suchenden Frauen als inten-
tional Handelnde aufzufassen: Bei ihnen sind
Tendenzen sozial erwünschten Verhaltens nicht
auszuschließen, die unter Umständen eine uner-
wünschte, tiefer gehende Problematisierung der
Ausstellung des Beratungsscheins verhindern helfen
bzw. die Gewährung erwünschter Gratifikationen
bewirken sollen, und die ihrerseits in das Protokoll
der Beraterin einfließen können.13 Allerdings ist der
Protokollbogen voll standardisiert, was die Reliabi-
lität des Erhebungsinstrumentes erhöht.14
Alles in allem handelt es sich bei der vorliegenden
Studie um eine explorative Fallstudie der Schwan-
gerschaftskonfliktberatung in einer eher protestan-
tisch geprägten Großstadt in Bayern. Generalisie-
rungen der vorgestellten Ergebnisse auf andere,
insbesondere ländliche und katholisch geprägte Re-
gionen Bayerns oder gar auf die Konfliktberatung
in anderen Bundesländern anzustellen, wäre sicher-
lich vermessen.15 Dazu bedürfte es einer gesonder-
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10 Einige Beispiele: Abnutzung von Buchseiten und Zahl
der „Eselsohren“ als Indikatoren für präferierte Leseinhal-
te; Abnutzung des Bodenbelags als Indikator für das Pub-
likumsinteresse in Ämtern und Museen; Haushaltsabfall
als Indikator für spezifische Konsumgewohnheiten (vgl.
generell zur Thematik und für weitere Beispiele Bungard/
Lück 1974, Albrecht 1975, Diekmann 1995).
11 Allerdings sind auch die Beschränkungen der „Sekun-
däranalyse wissenschaftsproduzierter Daten“ nicht zu un-
terschätzen, ist es doch durchaus nicht die Regel, dass die
Primärdatengenerierung gut dokumentiert ist und über
den Auswahl- und Erhebungsprozess einschließlich der
Ausfälle sowie die Ergebnisse von Reliabilitäts- und Vali-
ditätsüberprüfungen etc. ausführlich informiert. Ohne die-
se notwendigen Informationen sind Sekundäranalysen
aber generell auf Sand gebaut.
12 Die Diskussion eines Berichtentwurfs, an der alle betei-
ligten Einrichtungen – mit Ausnahme, aus Zeitgründen,
des Gesundheitsamtes – teilnahmen, hat allerdings keine
Hinweise auf systematische Reliabilitätsverletzungen er-
bracht. Sie waren eigentlich auch nicht zu erwarten, da
die Protokolle, jedenfalls bis zur vorliegenden Unter-
suchung, nur für die Erstellung der landesweiten Fallsta-
tistik, nie aber für andere Zwecke, etwa der internen Su-
pervision oder der externen Kontrolle durch eine
Aufsichtsbehörde, verwendet wurden. Die VertreterInnen
der Einrichtungen waren sich jedoch durchaus bewusst,
dass die Publikation der Forschungsergebnisse politisch
heikel sein könnte. Da aber alle Beratungsstellen, auch das
Gesundheitsamt, ihre Arbeit korrekt dargestellt fanden,
erklärten sie sich dennoch bereit, von der ursprünglich an-
gebotenen Anonymisierung von Ort und Einrichtungen
abzusehen.
13 Diese Tendenzen treten jedoch bekanntlich in allen Er-
hebungssituationen auf, in denen es „um etwas geht“ –
selbst wenn sie höchst professionell arrangiert sein mögen.
14 Der standardisierte Protokollbogen ist auf zwei Din à
4-Seiten in fünf Abschnitte gegliedert: 1. Soziodemogra-
fische Angaben (Alter, Staatsangehörigkeit und Familien-
stand sowie die jeweilige Zahl bisheriger Schwangerschaf-
ten, Kinder und Abbrüche) inklusive Art etwaiger
Begleitpersonen; 2. von der Frau genannte wesentliche
Gründe für die Erwägung eines Abbruchs; 3. von der Ein-
richtung vermittelte Informationen; 4. von der Einrich-
tung angebotene Hilfen und Unterstützungen; 5. Dauer
der Beratung. Die abgefragten Zahlenangaben und die
Staatsangehörigkeit werden als Zahlenwerte bzw. Text er-
fasst, alle anderen Informationen durch das Ankreuzen
entsprechender Vorgaben. Der Protokollbogen ist in Wit-
tenberg (2000: 42–43) abgedruckt.
15 Zumal die süddeutschen Regionen mit Konfliktbera-
tungsstellen unterversorgt sein sollen(Frommel 1996: 116)
– eine Behauptung, die zumindest für Städte vergleich-
barer Einwohnerzahl nicht zutrifft, wie eine Recherche im
Februar 2001 zeigt: Dortmund, Duisburg und Essen wei-
sen jeweils drei Konfliktberatungsstellen auf, Bremen,
Dresden und Stuttgart jeweils vier. Nur Dresden und Leip-
zig mit sieben sowie Hannover mit zwölf(!) Beratungsstel-
len bieten Schwangeren mehr potenzielle Anlaufstellen für
eine Konfliktberatung als Nürnberg.
ten, auf einer repräsentativen Flächenstichprobe be-
ruhenden Erhebung. Die politisch-rhetorische Fra-
ge: „Welche Einrichtung macht die ,bessere‘ Bera-
tung und bringt mehr Kinder zur Welt?“, verbietet
sich von Vornherein: Sie kann weder mit dieser
noch mit einer anderen wissenschaftlichen Unter-
suchung beantwortet werden.
2. Ergebnisse
2.1 Soziodemografische Merkmale der Rat
suchenden Schwangeren
Im Folgenden wird über alle in den Beratungspro-
tokollen erfassten soziodemografischen Merkmale
berichtet: Alter, Staatsangehörigkeit, Familien-
stand, Zahl der bereits erlebten Schwangerschaften,
Geburten und Abtreibungen.16
Insgesamt fanden im Jahr 1998 in Nürnberg 1.820
Schwangerschaftskonfliktberatungen statt. Das mitt-
lere Lebensalter der Beratung Suchenden betrug 29,2
Jahre (s = 6,9);17 die zwei Jüngsten unter ihnen war
14, die zwei Ältesten 47 Jahre alt. Fast die Hälfte
fällt in die Altersklasse der 25- bis unter 35-Jäh-
rigen. Unter 20 Jahre bzw. über 40 Jahre alt sind je-
weils knapp acht Prozent der Frauen (vgl. Tab. 1).
Deutsche waren mit 29,6 Jahren (s = 7,1) im Schnitt
rund 1,3 Jahre älter als Ausländerrinnen mit 28,3
Jahren (s = 6,4). Letztere sind vergleichsweise über-
proportional in der Altersklasse der 20- bis unter
30-Jährigen vertreten.
Zwei Drittel der Schwangeren sind deutsche Staats-
bürgerinnen. Knapp jede zehnte Frau ist türkischer
Herkunft, rund jede zwanzigste kommt aus den
Balkan- bzw. den GUS/Osteuropa-Staaten oder aus
dem EU-Gebiet.
Jeweils etwas weniger als die Hälfte der Rat Su-
chenden ist ledig (45 Prozent) oder verheiratet (44
Prozent). Elf Prozent der Frauen sind geschieden,
acht sind verwitwet.
Für zwei Fünftel der Frauen ist die aktuelle
Schwangerschaft zugleich die erste. Jeweils ein
Fünftel berichtet, zuvor bereits ein oder zwei Mal,
jede Zehnte drei Mal schwanger gewesen zu sein.
Bei sieben Prozent waren der Schwangerschaft, zu
der sie aktuell Beratung suchten, schon vier bis zehn
weitere voraus gegangen.
Etwas mehr als zwei Fünftel der Rat Suchenden (43
Prozent) waren bis dato kinderlos. Jeweils rund ein
Viertel hatte bereits ein oder zwei Kinder (23 bzw.
24 Prozent), elf Prozent hatten drei und mehr Kin-
der geboren.
87 Prozent der zu Beratenden hatten noch keine
Schwangerschaft unterbrochen. Einen Abbruch
hatten elf Prozent (n = 193), zwei Abbrüche ein Pro-
zent (n = 26) durchführen lassen. Die restlichen 15
Frauen berichteten von drei bis maximal sechs Ab-
brüchen. Die Anzahl der Abbrüche korreliert posi-
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Alter
Deutschland Ausland insg.
n % n % %
unter 15 2 0,2 0,1
15 bis <20 103 8,3 38 6,6 7,8
20 bis <25 222 17,9 133 23,2 19,5
25 bis <30 280 22,6 166 29,0 24,7
30 bis <35 281 22,6 130 22,7 22,6
35 bis <40 243 19,6 79 13,8 17,7
40 bis <45 100 8,1 24 4,2 6,8
45 u. älter 10 0,8 3 0,5 0,7
Insg. (n) 1.241 100,1 573 100,0 100,0
Tabelle 1 Rat suchende Schwangere nach
Lebensalter und Herkunftsgebiet in Nürn-
berg 1998
16 Informationen über Bildungsstand, Erwerbstätigkeit,
Einkommen und Konfession der Schwangeren werden im
Protokollblatt (leider) nicht erfasst, da sie für den Bera-
tungszweck irrelevant sind. Ihre Abfrage könnte außer-
dem Vorbehalte seitens der Schwangeren hervorrufen.
17 Die in dieser Arbeit verwendeten Abkürzungen bezie-
hen sich auf folgende statistischer Maßzahlen: Cramer’s
V = Zusammenhangsmaß; d% = Prozentsatzdifferenz;
F = Wert aus der F-Verteilung; h =Modus; m = arithmeti-
sches Mittel; max =Maximum; min =Minimum; n = Stich-
probenumfang; n.s. = nicht signifikant; p = α-Fehler;
r = Korrelationskoeffizient; s = Standardabweichung; T =
Wert aus der T-Verteilung (vgl. zu allem Wittenberg
1998).
tiv mit der Zahl bereits erfahrener Schwangerschaf-
ten (r = .47) und ebenso, allerdings abgeschwächt,
mit der Zahl ausgetragener Kinder (r = .16): Je
mehr Schwangerschaften bzw. Geburten eine Frau
erlebt hat, desto eher wird eine Schwangerschaft
abgebrochen.
Beziehen wir das Lebensalter und die Anzahl der
der jetzigen Beratung vorangegangenen Schwanger-
schaftsabbrüche mit in die Analyse ein, so zeigt
sich, dass jene 13 Prozent der Schwangeren, die be-
reits einen oder mehrere Abbrüche hatten vorneh-
men lassen, überwiegend in die Gruppen der
30-jährigen und älteren Frauen fallen, wobei in der
Alterskategorie der 35- bis unter 40-Jährigen 20
Prozent der Rat Suchenden, also jede fünfte
Schwangere Abbrucherfahrung(en) gemacht hatten.
Bemerkenswert ist weiterhin, dass sechs Prozent
der unter 20-Jährigen bereits eine Schwangerschaft
abgebrochen hatten.
Naturgemäß können erst im vergleichsweise höhe-
ren Alter Frauen mehrere Schwangerschaften erlebt
bzw. Kinder geboren haben. Die Nachfrage nach
Konfliktberatung steigt demzufolge mit zunehmen-
den Alter an.
Tabelle 2 zeigt, dass Rat suchende Ausländerrinnen,
bezogen auf erlebte Schwangerschaften, vorge-
nommene Schwangerschaftsabbrüche sowie Gebur-
ten signifikant höhere Mittelwerte aufweisen als
Schwangere deutscher Herkunft (jeweils p < .05):
2.2 Vergleich der Verteilungen von
Schwangerschaftskonfliktberatungen,
Schwangerschaftsabbrüchen und
lebendgeborenen Kindern
Wie weiter oben ausgeführt, sieht es das Gesetz
nicht vor, in irgendeiner Weise zu überprüfen, ob ei-
ne Beratung zum Fortbestand oder zum Abbruch
der Schwangerschaft beiträgt. Um dennoch alters-
und herkunftsspezifische Besonderheiten zu ver-
deutlichen, werden in den folgenden vier Abbildun-
gen (s. S. 290 und 291)als Notbehelf Aggregatdaten
aus der amtlichen Statistik für Bayern und Nürn-
berg mit Individualdaten aus den Schwanger-
schaftsberatungen in Nürnberg verglichen.
Aus Abbildung 2 geht zunächst hervor, dass die
Verteilungen von Konfliktberatungen und vor-
genommenen Abbrüchen nahezu identisch verlau-
fen: Die polynomischen Kurven verlaufen fast de-
ckungsgleich. Dies ist dadurch zu erklären, dass
einem Abbruch eine Konfliktberatung voraus gehen
muss – es sei denn, es handelt sich um einen Indika-
tionsabbruch. Schwangerschaftsabbrüche aufgrund
allgemeiner medizinischer Indikation (n = 480) bzw.
psychiatrischer (n = 60) oder ethischer (kriminolo-
gischer) Indikation (n = 3) machen zusammen ge-
nommen aber nur 3,5 Prozent der insgesamt in Bay-
ern im Jahre 1998 vorgenommenen 15.491
Abbrüche aus.
Wenn wir die Verteilung der Konfliktberatungen in
Nürnberg mit jener der dort im Jahr 1998 gebore-
nen Kinder nach dem Lebensalter der Gebärenden
vergleichen, wird deutlich, dass bis zum Alter von
etwa 22 Jahren und über etwa 35 Jahren das Aus-
maß der Beratungen jenes der Geburten tendenziell
anteilsmäßig übersteigt, während sich in den mitt-
leren Altersklassen der 23- bis 34-Jährigen dieses
Verhältnis umkehrt; bei den jüngsten und ältesten
Frauen befindet es sich fast in der Waage.
Bei den deutschen Frauen fällt insbesondere der ho-
he Anteil an Geburten unter den 28- bis 34-Jäh-
rigen auf:18 In dieser Altersspanne wird mehr als
die Hälfte (genau: 51,4 Prozent) der Kinder mit
deutscher Mutter in Nürnberg geboren. Ansonsten
sind die Altersverläufe bezüglich der Beratungen
und Geburten bei deutschen Frauen etwa vom 35.
Lebensjahr an nahezu identisch mit jenen aller
Frauen dieses Alters. In den jüngeren Altersgruppen
scheinen deutsche Frauen, bezogen auf das Ausmaß
an Konfliktberatungen, dagegen in der Tendenz
eher zum Abbruch zu neigen als dies bei der Ge-
samtheit aller Frauen dieses Alters der Fall ist.
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Tabelle 2 Vorangegangene Schwangerschaften, Geburten und Schwangerschaftsabbrüche nach Herkunftsgebiet in
Nürnberg 1998: Schwangere (n), Mittelwert (m) und Standardabweichung (s)
Deutschland Ausland insgesamt
n m s n m s n m s
Schwangerschaften 1242 1,1 1,3 574 1,7 1,6 1816 1,3 1,4
Kinder 1242 0,9 1,0 574 1,4 1,3 1816 1,1 1,2
Abbrüche 1239 0,1 0,4 574 0,2 0,6 1813 0,2 0,5
18 Dabei handelt es sich um die Kästchen, die sich ober-
halb der angenäherten Normalverteilung der Geburten be-
finden.
Ganz anders die ausländischen Frauen: Bei ihnen
finden, wie bereits weiter oben ausgeführt, die Kon-
fliktberatungen, aber auch die Niederkünfte im
weitaus stärkeren Maß in jüngeren Jahren statt:19
59 Prozent der ausländischen Mütter gebären im
Alter zwischen 20 und 28 Jahren – der Scheitel-
punkt wird unter ihnen bereits mit 26 Jahren er-
zielt,20 während er bei den deutschen Müttern erst
im Alter von 30 Jahren erreicht wird.21
Beim Vergleich beider Verteilungen fällt auf, dass bei
den ausländischen Frauen die Prozentsatzdifferen-
zen, also die Abstände zwischen den Kurven der Be-
ratungen und Geburten, deutlich geringer ausfallen
als bei den deutschen. Dies kann als Indikator dafür
angesehen werden, dass Geburt und/oder Konflikt-
beratung unter ihnen primär eher vom biologischen
Alter bestimmt sind, während unter deutschen Frau-
en soziokulturelle Optionen eine größere Rolle spie-
len mögen: So dürften die erkennbaren Diskrepan-
zen vor allem im Bildungsgefälle zwischen beiden
Populationen und ihren unterschiedlichen Bildungs-
aspirationen begründet sein. Sie führen dazu, dass
deutsche Frauen im Schnitt mehr und länger in ihre
Ausbildung investieren. Schwangerschaft und Ge-
burt eines Kindes sind dabei aber meist eher hinder-
lich. Außerdem ist zu vermuten, dass kontrazeptives,
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Abb. 2 Konfliktberatungen
in Nürnberg und Schwanger-
schaftsabbrüche gemäß Bera-
tungsregel in Bayern 1998
nach dem Lebensalter in Jah-
ren [in Prozent]
Abb. 3 Konfliktberatungen
und Geburten insgesamt in
Nürnberg 1998 nach dem Le-
bensalter [in Prozent]
19 Siehe FN 18.
20 h = 112.
21 h = 271.
präventives Verhalten unter deutschen Frauen auf-
grund ihrer im Schnitt besseren Bildung und Sexual-
aufklärung verbreiteter ist als unter – insbesondere
muslimischen – Ausländerinnen.
2.3 Gründe für den erwogenen
Schwangerschaftsabbruch
In der Beratungssituation werden die Schwangeren
auch nach den Gründen für den erwogenen Ab-
bruch gefragt. Von den 1.820 Rat suchenden Frau-
en gaben immerhin 1.792 (= 99 Prozent) darauf ei-
ne Antwort. Im Durchschnitt nannten sie rund vier
Gründe (m = 3,9) (vgl. Tab. 3 auf S. 292).
Der weitaus überwiegende Teil der Antworten
weist auf eine psycho-physische Überforderung hin:
Knapp drei Viertel der Frauen geben eine entspre-
chende Antwort. Mit jeweils rund zwei Fünftel der
Nennungen folgen auf den Plätzen zwei bis vier Zu-
kunfts- bzw. Verantwortungsängste sowie finanziel-
le und partnerschaftliche Probleme. Die Tatsache,
alleinerziehend zu sein oder sich zu jung/zu alt zu
fühlen, rangiert mit etwa einem Viertel der Anga-
ben auf den Rängen fünf und sechs. Probleme be-
ruflicher Art verknüpft jede fünfte Frau mit ihren
Überlegungen an einen Schwangerschaftsabbruch.
Deutsche und ausländische Schwangere unterschei-
den sich meist hinsichtlich der erwogenen Abbruch-
gründe, zum Teil sogar höchst signifikant. Am
Reinhard Wittenberg: Schwangerschaftskonfliktberatung 291
Abb. 4 Konfliktberatungen
und Geburten deutscher Müt-
ter in Nürnberg 1998 nach
dem Lebensalter [in Prozent]
Abb. 5 Konfliktberatungen
und Geburten ausländischer
Mütter in Nürnberg 1998 nach
dem Lebensalter [in Prozent]
größten ist die Prozentsatzdifferenz zwischen bei-
den Gruppen bezüglich der Nennung „ausländer-
rechtlicher Probleme“ (d%=27,6), was wenig wun-
dert, mit weitem Abstand gefolgt von „Gefährdung
der Ausbildung“ (d%=11,3) sowie Alters- und Be-
rufsproblemen (d%=10) – Gründe, die vorwiegend
von Deutschen artikuliert werden. Einmütigkeit zwi-
schen ausländischen und deutschen Frauen besteht
bei der Nennung von Gesundheits- und Wohnungs-
problemen sowie solchen, die Befürchtungen sozia-
ler Isolation indizieren (vgl. Tab. 4 auf S. 293).
Unterzieht man die 18 genannten Gründe für die
Erwägung eines Abbruchs einer Faktorenanalyse,
ergeben sich sechs Komponenten, die zusammen 51
Prozent der beobachteten Varianz erklären. Wie
sich die 18 Variablen zu Faktoren bündeln und wie
stark die Variablen mit den neu gebildeten Faktoren
korrelieren, geht aus Tabelle 5 (s. S. 294) hervor.
Wie zu erkennen ist, sind die sich ergebenden Fak-
toren in ihrer Zusammensetzung sehr plausibel. Die
weiteren Analysen der Gründe für den erwogenen
Abbruch führen wir demzufolge mit diesen sechs
Faktoren durch. Die fett gedruckten Werte bezeich-
nen im Übrigen jene Gründe, die mit dem jeweili-
gen Faktor am stärksten korrelieren: Das sind
Finanz- und Wohnungsprobleme (Faktor 1), Be-
ziehungsprobleme (Faktor 2), Gesundheit von
Schwangerer und Kind (Faktor 3), Druck des sozia-
len Umfeldes und der Familie (Faktor 4), psycho-
physische Überforderung (Faktor 5) sowie Ausbil-
dungsgefährdung (Faktor 6).
2.4 Schwangerschaftskonfliktberatung in den
Beratungseinrichtungen
1999 gab es 1.686 Beratungsstellen im Bundes-
gebiet, davon rund die Hälfte, genau: 834 (49,5
Prozent), in öffentlicher Trägerschaft, vor allem Ge-
sundheitsämter. 525 Stellen wurden von den beiden
Kirchen betrieben. Von den 270 Einrichtungen in
katholischer Trägerschaft fielen etwa 140 auf Cari-
tas und 120 auf den Sozialdienst Katholischer Frau-
en. 151 Beratungsstellen wurden von Pro Familia
angeboten, 110 von Arbeiterwohlfahrt, 48 vom
Deutschen Roten Kreuz und 18 vom Deutschen Pa-
ritätischen Wohlfahrtsverband (vgl. FAZ vom
26.6.1999; Matuschek 1998).
In Bayern suchten 1996 rund 22 Tausend Schwange-
re Rat in 113 anerkannten Konfliktberatungsstel-
len.22 5.666 wandten sich an die 24 katholischen,
6.524 an die 14 evangelischen oder sonstigen freien
und kommunalen Beratungseinrichtungen und 9.839
an die Gesundheitsämter (vgl. Matuschek 1998).
In Nürnberg sind, wie gesagt, im Jahr 1998 ins-
gesamt 1.820 Konfliktberatungen durchgeführt wor-
den. Bei 30 Prozent der Gespräche (n = 548) war au-
ßer der Beraterin wenigstens eine weitere Person
anwesend, darunter vorwiegend der jeweilige Part-
ner (n = 344) und die Freundin (n = 94), aber auch
ein Elternteil (n = 39), sonstige Verwandte (n = 36),
ein Dolmetscher (n = 16) oder der Freund (n = 3).
Die Verteilung der 1.820 Konfliktberatungen auf
die fünf Beratungsstellen ist, sofern man von der
Caritas absieht, die mit 135 Protokollen stark ab-
fällt, relativ gleich und liegt zwischen 390 und 480
Beratungsgesprächen pro Einrichtung (vgl. Tab. 6
auf S. 294).
Über die Ursachen dieser unterschiedlich verteilten
Nachfrage kann ohne eigens dazu durchgeführte
Erhebungen nur spekuliert werden. Auszuschließen
sind aber meines Erachtens so profane Fragen, wie
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Tabelle 3 Gründe für den erwogenen Schwangerschafts-
abbruch in Nürnberg 1998 [Mehrfachangaben]
Gründe für den erwogenen Abbruch n %
fühlt sich physisch / psychisch überfordert 1.300 72,5
Angst vor Verantwortung / Zukunftsangst 745 41,6
finanzielle Probleme / Schulden 729 40,7
Schwierigkeiten in der Partnerbeziehung 698 39,0
alleinerziehend 484 27,0
Alter der Schwangeren 450 25,1
berufliche Probleme 386 21,5
gesundheitliche Situation der Schwangeren 318 17,7
Ausbildung gefährdet 314 17,5
fehlende Kinderbetreuung 277 15,5
Wohnungsprobleme 268 15,0
Arbeitslosigkeit 193 10,8
Angst vor Schädigung des Kindes 192 10,7
soziale Isolation 191 10,7
ausländerrechtliche Probleme 180 10,0
Druck des Partners 128 7,1
Druck des sozialen Umfelds 97 5,4
Druck der Familie 75 4,2
Angaben insgesamt (n)* 7.025 392,0
* Basis: 1.792 Schwangere, die im Schnitt 3,9 Gründe für den
erwogenen Abbruch nennen
22 Die Zahl hat sich seitdem auf 120 Einrichtungen er-
höht: 76 staatliche oder städtische (Gesundheitsämter), 24
katholische, neun von Pro Familia, sieben evangelische
und vier „sonstige“ (Mitteilung vom seinerzeitigen Bay.
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie,
Frauen und Gesundheit, Stand: 1.2.2000).
es jene nach Lage und Erreichbarkeit der verschie-
denen Einrichtungen ist – alle Beratungsstellen be-
finden sich in der Innenstadt und sind mit öffent-
lichen Nahverkehrsmitteln gut zu erreichen. Auch
kann die Zahl an Planstellen, die für die Konfliktbe-
ratung pro Einrichtung zur Verfügung stehen, of-
fensichtlich nicht die unterschiedliche Nachfrage er-
klären, da sie nahezu gleich ist.
Bleiben rational oder kulturell begründete Selbst-
selektionsmechanismen, die vor dem Hintergrund
tatsächlicher oder vermeintlicher, auf jeden Fall
subjektiv wahrgenommener bzw. zugeschriebener
Zielorientierungen der Konfliktberatungsstellen
wirksam werden. Wie Erwartungen an das Han-
deln der Beratungsstellen zustande kommen, ob
durch Mundpropaganda unter Frauen, ob durch
Beratung von Frauenbeauftragten in privaten und
öffentlichen Unternehmen oder Behörden, ob durch
Empfehlungen von Frauenärzten, ist völlig unge-
klärt.23 Ohne die Ausführungen von Seite 286 die-
ses Beitrages wiederholen zu wollen, ist stark zu
vermuten, dass einen Abbruch bedenkende
Schwangere je nach der personalen und situationa-
len Lage, in der sie sich befinden, mehr oder minder
gut begründete Kalküle über die Höhe der Hürden
anstellen, über die sie beim Aufsuchen einer Bera-
tungsstelle vermutlich zu springen haben, um ent-
weder den Beratungsschein zu erhalten, sofern sie
zum Abbruch bereits fest entschlossen sind, oder
um materielle und immaterielle Hilfestellungen und
-leistungen zu erhalten, sofern sie in ihrer Entschei-
dung noch unschlüssig sind oder gar das Kind ei-
gentlich von vornherein austragen wollen. Von Ein-
fluss auf die Nachfrage türkischer Rat suchender
Frauen dürfte sein, dass im Gesundheitsamt eine
Beraterin türkischer Herkunft arbeitet, auch wenn
sie nicht speziell mit Konfliktberatung betraut ist,
und dass viele Muslime aufgrund ihrer kulturell-fa-
milialen Sozialisation eher weniger mit feministi-
schen Werthaltungen anfangen können.
Eine Sonderstellung kommt in Nürnberg offensicht-
lich der Caritas-Beratungsstelle zu. Im Zuge der
1998 zunehmend kontrovers geführten Diskussion
über das Für und Wider der Scheinausstellung dürf-
te in der – überwiegend protestantisch geprägten –
Öffentlichkeit eine pointierte weltanschauliche Zu-
spitzung der katholischen Konfliktberatung hin zu
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Tabelle 4 Gründe für den erwogenen Schwangerschaftsabbruch nach Herkunftsgebiet in Nürnberg 1998 [Mehrfach-
angaben; in Prozent; hervorgehobene Werte: größter Wert pro Zeile]
Gründe für den erwogenen Abbruch Deutschland Ausland insgesamt
fühlt sich physisch / psychisch überfordert 73,4 70,7 72,6
Angst vor Verantwortung / Zukunftsangst 43,8 36,9 41,9**
finanzielle Probleme / Schulden 38,6 45,2 40,7*
Schwierigkeiten in der Partnerbeziehung 41,2 34,0 39,0**
alleinerziehend 29,4 21,6 26,9**
Alter der Schwangeren 28,2 18,3 25,1***
berufliche Probleme 24,8 14,5 21,6***
gesundheitliche Situation der Schwangeren 18,9 15,4 17,8
Ausbildung gefährdet 21,1 9,8 17,5***
fehlende Kinderbetreuung 18,0 9,8 15,3***
Wohnungsprobleme 14,0 17,0 15,0
Arbeitslosigkeit 8,7 15,4 10,8***
Angst vor Schädigung des Kindes 13,0 5,9 10,7***
soziale Isolation 10,2 11,7 10,7
ausländerrechtliche Probleme 1,3 28,9 10,0***
Druck des Partners 8,4 4,4 7,2**
Druck des sozialen Umfelds 3,8 8,9 5,4***
Druck der Familie 3,4 5,7 4,1*
insgesamt (n) 1.225 564 1.789
*: p<.05: **: p<.01; ***: p<.001
23 Zumindest ein Teil der Letztgenannten gibt in Nürn-
berg Listen mit den Adressen der Beratungsstellen aus.
ihrer einseitigen Ausrichtung am Kindeswohl wahr-
genommen worden sein – was für die Caritas den
Verlust an Anziehungskraft auf bereits zur Abtrei-
bung entschlossene Frauen bedeuten dürfte. Umge-
kehrt mag aber gerade die Caritas durch die eben-
falls medial verbreitete starke Betonung der ihr
vermeintlich oder tatsächlich zur Verfügung stehen-
den Hilfen für die Zeit der Schwangerschaft und
danach speziell jene Frauen angezogen haben, die
ihre Entscheidung zwischen Austragen und Abtrei-
ben noch nicht endgültig getroffen hatten oder die
sich zwar bereits für das Kind entschieden hatten,
sich aber trotzdem in ihrer häufig problematischen
sozioökonomischen Lage Vergünstigungen erhoff-
ten.
2.5 Soziodemografische Unterschiede in der
Klientel der Beratungseinrichtungen
Die Klientel von Caritas, Stadtmission und Pro Fa-
milia trifft mit 29 Jahren genau den Median der Al-
tersverteilung aller Schwangeren, während die beim
Gesundheitsamt Rat Suchenden ein Jahr jünger und
die im Zentrum Kobergerstraße beratenen Frauen
ein Jahr älter sind.
Untersuchen wir, ob die Beratungsstellen für deut-
sche und ausländische Schwangere gleichermaßen
attraktiv sind, stellt sich heraus, dass die Nachfrage
eigentlich nur im Fall der Kobergerstraße zwischen
beiden Gruppen ausgewogen ist, während ansons-
ten doch recht deutliche Unterschiede zu Tage tre-
ten. So entscheiden sich überproportional viele aus-
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Tabelle 5 Gründe und Faktoren für den erwogenen Schwangerschaftsabbruch nach Herkunftsgebiet in Nürnberg 1998
[Faktorladungen; hervorgehobene Werte: größte Faktorladung pro Faktor]
Faktorladungen = Korrelationen der Variablen mit den Faktoren
Gründe für den erwogenen Abbruch
Finanzen
Wohnung
Beruf Beziehung Gesundheit
soziales
Umfeld Anomie
Alter
Bildung
finanzielle Probleme / Schulden 0,71
Wohnungsprobleme 0,68
Berufliche Probleme 0,55
Fehlende Kinderbetreuung 0,53
Arbeitslosigkeit 0,51
Soziale Isolation*
Schwierigkeiten in der Partnerbeziehung 0,73
Alleinerziehend 0,59
Druck des Partners 0,55
Gesundheitliche Situation der Schwangeren 0,75
Angst vor Schädigung des Kindes 0,75
Druck des sozialen Umfelds 0,64
Druck der Familie 0,62
Ausländerrechtliche Probleme 0,54
Fühlt sich physisch/psychisch überfordert 0,74
Angst vor Verantwortung/Zukunftsangst 0,65
Ausbildung gefährdet 0,76
Alter der Schwangeren 0,56
* „Soziale Isolation“ lädt gleichzeitig und gering (jeweils 0,36) auf zwei Faktoren. Dieser Abtreibungsgrund lässt sich demzufolge nicht
trennscharf zuordnen.
PCA mit Varimax-Rotation und Kaiser-Normalisierung; erklärte Gesamtvarianz: 51,3 %
Tabelle 6 Ausmaß der Konfliktberatung nach Beratungs-
stellen in Nürnberg 1998
Beratungsstelle n %
Gesundheitsamt 477 26,2
Pro Familia 413 22,7
Stadtmission 409 22,5
Kobergerstraße 386 21,2
Caritas 135 7,4
Insgesamt (n) 1.820 100,0
ländische Frauen für ein Beratungsgespräch beim
Gesundheitsamt, aber auch bei den beiden Einrich-
tungen der Kirchen; bei Pro Familia dagegen ist der
Anteil der deutschen Frauen knapp drei Mal so
groß wie jener der Ausländerrinnen (p < .001; Cra-
mer’s V = .20). Ebenso schlägt sich der Familien-
stand bezüglich der Wahl einer Beratungsstelle nie-
der, wenn auch nicht ganz so deutlich: Ledige
präferieren vor allem Pro Familia, Verheiratete
zieht es eher zum Gesundheitsamt, Geschiedene
ebenfalls überproportional häufig zum Gesund-
heitsamt sowie in die Kobergerstraße (p < .001;
Cramers’ V = .10).
Verknüpfen wir die Informationen über Herkunft
und Familienstand miteinander und schauen, ob sich
bei trivariater Betrachtung Besonderheiten in der
Entscheidung für die eine oder andere Beratungsstel-
le ergeben, treten vor allem unter verheirateten Frau-
en höchst signifikante Unterschiede zwischen Deut-
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Tabelle 7 Vorangegangene Schwangerschaften, Geburten und Schwangerschaftsabbrüche nach Beratungsstellen in
Nürnberg 1998: Mittelwert (m), Standardabweichung (s), Minimum (min), Maximum (max) [hervorgehobene Werte:
niedrigster Mittelwert pro Spalte]
Beratungsstelle Vorangegangene Ausgetragene Kinder Abbrüche
Schwangerschaften
Caritas m 1,5 1,3 0,2
s 1,5 1,2 0,6
min 0 0 0
max 7 6 4
n 135 135 135
Stadtmission m 1,3 1,2 0,1
s 1,4 1,2 0,4
min 0 0 0
max 8 4 5
n 409 409 409
Gesundheitsamt m 1,5 1,1 0,3
s 1,6 1,2 0,7
min 0 0 0
max 10 8 6
n 476 476 473
Kobergerstraße m 1,3 1,1 0,2
s 1,4 1,1 0,5
min 0 0 0
max 8 8 4
n 386 386 386
Pro Familia m 0,9 0,8 0,1
s 1,3 1 0,4
min 0 0 0
max 9 5 2
n 413 413 413
insgesamt m 1,3 1,1 0,2
s 1,4 1,2 0,5
min 0 0 0
max 10 8 6
n 1.819 1.819 1.816
Schwangerschaften: p<.001, F = 11,0; Geburten: p<.001, F = 8,4; Abbrüche: p<.001, F = 7,5
schen und Ausländerrinnen zu Tage: Von den deut-
schen Verheirateten wählen immerhin 26 Prozent,
von den ausländischen Verheirateten jedoch nur 8
Prozent Pro Familia für die Konfliktberatung aus.
Die besondere Stellung von Pro Familia sticht noch
deutlicher hervor, wenn wir Mittelwertunterschiede
bezüglich der Zahl vorangegangener Schwanger-
schaften, geborener Kinder und vollzogener
Schwangerschaftsabbrüche berechnen. Pro Familia
zieht offenbar vor allem solche Frauen an, die sol-
che Erfahrungen bisher noch nicht gemacht haben
(vgl. Tab. 7 auf S. 295). Eine Varianzanalyse belegt
zu dem, dass sich Pro Familia bezüglich der Variab-
len „Zahl vorangegangener Schwangerschaften“
und „Zahl bereits geborener Kinder“ höchst signifi-
kant von allen anderen Einrichtungen unter-
scheidet. Bezüglich der vollzogenen Abbrüche un-
terscheidet sich Pro Familia ebenfalls höchst
signifikant vom Gesundheitsamt. In dieser Hinsicht
steht die Einrichtung allerdings nicht alleine, son-
dern dies gilt auch für die Stadtmission.
Resümierend ist festzuhalten, dass Pro Familia sich
hinsichtlich der soziodemografischen Zusammen-
setzung ihrer Beratungsklientel deutlich von allen
anderen Einrichtungen unterscheidet; die Besuche-
rinnen der anderen Beratungsstellen dagegen äh-
neln sich diesbezüglich relativ stark.
2.6 Gründe für den erwogenen
Schwangerschaftsabbruch nach
Beratungseinrichtungen
Die Inspektion von Tabelle 8 fördert auf den ersten
Blick zu Tage, dass offensichtlich in den Beratungs-
protokollen der Caritas mehr Gründe für den erwo-
genen Schwangerschaftsabbruch zu finden sind als
bei den anderen Einrichtungen: Bei 13 von 18 Be-
gründungen liegt die Caritas an der Spitze; in aller
Regel ist der Anteilswert der Caritas deutlich grö-
ßer als jener, der insgesamt über alle Beratungsstel-
len berechnet wird.
Besonders groß sind die Prozentsatzdifferenzen zwi-
schen den Anteilswerten insgesamt und von Caritas
bezüglich der „Ängste“ (d%= 48,0), der „psycho-
physischen Überforderung“ (d%= 27,2), der „feh-
lenden Kinderbetreuung“ (d%= 23,3), der „Finan-
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Tabelle 8 Gründe für den erwogenen Schwangerschaftsabbruch nach Beratungsstellen in Nürnberg 1998 [Mehrfach-
angaben; in Prozent; hervorgehobene Werte: größter Wert pro Zeile]
Caritas Stadtmission
Gesund-
heitsamt
Koberger-
straße Pro Familia insg.
Gründe für den erwogenen Abbruch % % % % % %
fühlt sich physisch/psychisch überfordert 99,3 51,3 74,5 66,9 88,0 72,5
Angst vor Verantwortung/Zukunftsangst 89,6 39,4 17,2 30,4 65,6 41,6
finanzielle Probleme/Schulden 61,9 31,8 33,4 47,5 44,3 40,7
Schwierigkeiten in der Partnerbeziehung 44,0 50,1 25,3 42,8 37,8 39,0
alleinerziehend 36,6 18,8 22,7 29,9 34,1 27,0
Alter der Schwangeren 36,6 22,7 13,1 33,6 29,3 25,1
berufliche Probleme 32,1 12,7 9,8 31,2 31,0 21,5
gesundheitliche Situation der Schwangeren 34,3 11,0 11,4 22,8 21,5 17,7
Ausbildung gefährdet 19,4 15,2 18,1 18,1 18,0 17,5
fehlende Kinderbetreuung 38,8 12,2 4,6 15,2 23,4 15,5
Wohnungsprobleme 19,4 10,5 11,6 17,8 19,0 15,0
Arbeitslosigkeit 9,0 0,8 9,4 11,3 12,4 10,8
Angst vor Schädigung des Kindes 22,4 4,6 5,0 16,5 13,9 10,7
soziale Isolation 11,2 12,7 0,2 8,9 21,7 10,7
ausländerrechtliche Probleme 7,5 10,3 10,5 10,8 9,5 10,0
Druck des Partners 10,4 4,2 2,6 12,1 9,5 7,1
Druck des sozialen Umfelds 9,7 4,4 6,6 3,7 5,4 5,4
Druck der Familie 7,5 4,2 1,3 5,0 5,6 4,2
insgesamt (n) 134 409 458 381 410 1.792
zen“ (d%= 21,2), der „Gesundheit der Schwange-
ren“ (d%= 16,6) und der „Schädigung des Kindes“
(d%= 11,7). Wenn auch abgeschwächt, so doch in
ähnliche Richtung vom Durchschnitt der Einrich-
tungen abweichend, stellt sich die Situation bei Pro
Familia bezüglich der Nennungen von „Ängsten“,
„psycho-physischer Überforderung“ und „fehlen-
der Kinderbetreuung“ dar. Außerdem ist hier auf
die relativ hohe Prozentsatzdifferenz bei der „sozia-
len Isolation“ (d%= 11,0) hinzuweisen.
Ziehen wir die oben berechneten Faktoren in die
Analyse mit ein, können wir die relative Bedeut-
samkeit der gebündelten Abbruchgründe in den ein-
zelnen Beratungsstellen einschätzen. Während sich
bezüglich der Thematik „soziale Probleme“ zwi-
schen den Einrichtungen keinerlei Unterschiede er-
geben, schält sich (auch) bei multivariater Betrach-
tungsweise heraus, dass die größte Heterogenität
bei „Problemen von Anomie“ besteht, die insbeson-
dere bei der Caritas, abgeschwächt auch bei Pro Fa-
milia angesprochen werden (m = 0,80 bzw.
m = 0,50), wohingegen alle anderen Beratungsstel-
len negative Mittelwerte um m ≈ -0,25 aufweisen.24
Am zweitstärksten ist die Heterogenität hinsichtlich
des Beratungsgegenstandes „Gesundheitsproble-
me“ ausgeprägt: Hier zeigen Caritas (m = 0,44),
Kobergerstraße (m = 0,21) und Pro Familia (m =
0,14) positive Vorzeichen, während Gesundheits-
amt (m = -0,27) und Stadtmission (m = -0,18) sich
eher weniger dieser Thematik zuwenden. Auf die
Beratung der Caritas fallen durchgängig die höchs-
ten Mittelwerte mit positiven Vorzeichen, auf die
Gespräche des Gesundheitsamtes – mit Ausnahme
der „Ausbildungs- und Altersprobleme“, bei denen
die Stadtmission „führt“ – durchgängig die höchs-
ten Mittelwerte mit negativem Vorzeichen.
Die unterschiedlichen anteilsmäßigen Nennungen
von Gründen sowie die zwischen den Beratungsstel-
len variierende Bedeutsamkeit von Faktoren für
den erwogenen Abbruch korrespondieren mit dem
unterschiedlichen Ausmaß an durchschnittlicher
Zeit, das für die einzelnen Beratungen investiert
wird. Tabelle 9 gibt darüber Auskunft.
Demnach wird im Schnitt am wenigsten Zeit im
Gesundheitsamt, am meisten Zeit bei Caritas pro
Konfliktberatung aufgewendet. Der Scheffé-Test
verweist darauf, dass sich bezüglich der Beratungs-
dauer Gesundheitsamt / Stadtmission von Kober-
gerstraße / Pro Familia, beide Gruppen zudem von
Caritas höchst signifikant unterscheiden.
Worauf die Kumulation der Gründe für den erwo-
genen Abbruch und die (zeitliche) Intensität der Be-
ratung insbesondere bei der Caritas zurückzuführen
ist, ist schwer zu sagen. Dies kann zum Einen
wiederum an der Selbstselektion solcher Schwange-
ren liegen, deren Entscheidung für oder wider Ab-
bruch noch relativ offen ist oder bereits gegen den
Abort gefallen ist: Sie wägen alle Argumente inten-
siv ab bzw. versuchen, ihren Wunsch nach Hilfen
durch entsprechende Gesprächsinhalte zu unter-
mauern. Dies kann zum Anderen aber auch daran
liegen, dass die Beraterinnen der Caritas gemäß
dem dort nachdrücklich vertretenen katholischen
Leitbild zum Zwecke der Abwendung eines Abortes
besonderes Augenmerk auf die erwogenen Ab-
bruchgründe legen und hierauf im Verlauf des Ge-
sprächs insistieren. Auch mag der Rechtfertigungs-
zwang, dem Rat Suchende bei der Konfliktberatung
generell unterliegen, hier stärker als in den anderen
Einrichtungen zu spüren sein. Für die Beratung im
Gesundheitsamt am anderen Ende des Kontinuums
von investierter Zeit und Art und Zahl genannter
Gründe ist dagegen zu vermuten, dass Schwangere,
die dort zur Konfliktberatung gehen, sich größten-
teils bereits zu einem Abbruch entschlossen haben
und nur an der raschen Aushändigung des Bera-
tungsscheins interessiert sind.
2.7 Informationen und Hilfsangebote nach
Beratungseinrichtungen
Ein wesentliches Ziel der Konfliktberatung ist es,
die Schwangeren durch Information über vorhan-
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Tabelle 9 Durchschnittliche Dauer der Konfliktberatun-
gen nach Beratungsstellen in Nürnberg 1998 in Stunden:1
Mittelwert (m), Standardabweichung (s), Schwangere (n)
Beratungsstelle m s n
Caritas 1,18 0,60 133
Stadtmission 0,89 0,32 405
Gesundheitsamt 0,83 0,28 473
Kobergerstraße 1,02 0,22 383
Pro Familia 1,00 0,33 407
insgesamt 0,95 0,34 1.801
p<.001; F = 45,2
1Die Dauer der Beratungen wurde in den Protokollen in 0,5-Stun-
den-Schritten erfasst. Da die mittels Rangvarianzanalyse und
ANOVA berechneten Unterschiede zwischen den Einrichtungen
sich entsprechen, werden wegen der besseren Verständlichkeit die
Ergebnisse der ANOVA dargestellt.
24 Zur Erläuterung: Je größer ein Mittelwert mit positi-
vem Vorzeichen, desto stärker ist die relative Bedeutsam-
keit des Faktors für die Einrichtung; je größer der Mittel-
wert mit negativem Vorzeichen, desto weniger wird dieser
Faktor in der jeweiligen Einrichtung thematisiert; Werte
nahe Null indizieren ein „Sowohl als auch“.
dene Hilfen vom erwogenen Schwangerschafts-
abbruch abzubringen. Die Palette potenziell ver-
fügbarer Hilfen ist dabei recht breit und reicht von
reiner Wissensvermittlung bis zur konkreten finan-
ziellen Beratung. In welchem Ausmaß die fünf Be-
ratungsstellen insgesamt welche Informationen er-
teilen, geht aus Tabelle 10 hervor.
Demzufolge stehen an prominenter Stelle der viel-
fältig und zahlreich gegebenen Informationen die
Aufklärung über Rechtsfragen und die Hinweise
auf abrufbare finanzielle Unterstützungsmöglich-
keiten, und zwar mit den situationsspezifisch un-
mittelbar notwendigen rechtlichen Erläuterungen
an der Spitze. Und konsequenterweise wird in der
aktuellen Situation des erwogenen Schwanger-
schaftsabbruchs der Blick bereits in die Zukunft ge-
richtet und in neun von zehn Beratungsfällen über
Fragen von Sexualität, Kontrazeption und Famili-
enplanung gesprochen.
Im Großen und Ganzen zeigen sich – mit Ausnahme
von „Familienrecht etc.“, über das anteilsmäßig
mehr deutsche Frauen beraten werden – keine nen-
nenswerten Einzelunterschiede zwischen der Infor-
mation von Deutschen und Ausländerrinnen. Gene-
rell lässt sich aber beobachten, dass ausländische
Schwangere nahezu durchgängig etwas weniger in-
formiert werden. Dies dürfte auf Sprachprobleme
zurückzuführen sein.
Nach Beratungseinrichtungen aufgeteilt, treten al-
lerdings wieder erhebliche Abweichungen zu Tage,
die durchaus eine unterschiedliche Schwerpunktset-
zung der Beratungsstellen indizieren (vgl. Tab. 11).
Zwar informieren alle Beratungsstellen (nahezu) alle
Schwangeren über die Rechtslage bei einem Schwan-
gerschaftsabbruch, wozu sie auch gesetzlich ver-
pflichtet sind. Aber nur das Gesundheitsamt berät
auch alle Frauen hinsichtlich „Sexualität und Famili-
enplanung“. Caritas und Stadtmission legen einen
weiteren Schwerpunkt auf finanzielle Hilfe von
„Landesstiftung“ bis „Sozialhilfe“. Wie zu sehen ist,
wird dieser Aspekt aber von allen Einrichtungen be-
handelt, wenn auch nicht in diesem Ausmaß. Caritas
informiert darüber hinaus vergleichsweise häufig
über zusätzliche Rechts- und Finanzfragen. Caritas
berät außerdem in weitaus größerem Umfang als die
anderen Einrichtungen, nämlich bei neun von zehn
Frauen, über die „Schwangerschaft an sich“ und
macht jede fünfte Schwangere mit den „Möglichkei-
ten einer Adoption“ vertraut: Lauter Indikatoren da-
für, dass man sehr bestrebt ist, die Schwangerschaft
mit einer Geburt enden zu lassen – und dass dafür
auch die entsprechende Klientel sowie die entspre-
chenden institutionellen Opportunitäten im Hause
vorhanden sind.
Bemerkenswert ist weiterhin, dass das Gesundheits-
amt offensichtlich zu bestimmten Themenbereichen
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Tabelle 10 Informationen und Hilfsangebote in Nürnberg 1998 [Mehrfachangaben]
Informationen und Hilfsangebote über . . . n %
rechtliche Situation bei einem Schwangerschaftsabbruch 1.807 99,8
Lebensrecht des Kindes 1.805 99,7
Sexualität / Familienplanung 1.620 89,5
Landesstiftung „Hilfe für Mutter und Kind“ 1.074 59,3
Erziehungsgeld / Familienbeihilfe 1.068 59,0
Kindergeld / Kinderfreibetrag 1.018 56,2
Sozialhilfe 852 47,0
Schwangerschaft 701 38,7
Familienrecht / Unterhaltsrecht / Unterhaltsvorschussleistung 622 34,3
andere Beratungsdienste 545 30,1
Wohngeld 310 17,1
Arbeitsrecht / Mutterschutzbestimmungen / Mutterschaftsgeld 255 14,1
Arbeitslosengeld / -hilfe 156 8,6
Möglichkeiten zur Adoption 138 7,6
Mieterschutz 131 7,2
Kur- und Erholungsmaßnahmen 106 5,9
Angaben insgesamt (n)* 12.208 674,1
* Basis: 1.811 Schwangere, die im Schnitt 6,7 Informationen über potenzielle Hilfsangebote erhalten
keine Stellung bezieht: Über „Schwangerschaft an
sich“, „Arbeitsrecht inkl. Mutterschutz und Mutter-
schaftsgeld“, „Möglichkeiten zur Adoption“, „Mie-
terschutz“ und „Kur- und Erholungsmöglichkeiten“
wird entweder überhaupt nicht oder nur sehr spär-
lich informiert. Die wahrscheinliche Begründung
liegt auch diesbezüglich in der Vermutung, dass die
dort Rat suchenden Schwangeren, jedenfalls zu ei-
nem Großteil, von Vornherein zum Abbruch ent-
schlossen und deswegen nur an der Ausstellung des
Beratungsscheins interessiert sind. Die anderen Ein-
richtungen liegen hinsichtlich der angebotenen Hil-
fen zwischen den beiden Polen des Kontinuums zwi-
schen Caritas und Gesundheitsamt.
Eine Faktorenanalyse ergibt eine Lösung mit vier
Komponenten, die zusammen 56 Prozent der beob-
achteten Varianz erklären.25 Die Komponenten
bündeln Variablen, die im Großen und Ganzen un-
ter „finanzielle Hilfen nach der Geburt“ (Faktor 1),
„akute finanzielle Hilfen“ (Faktor 2), „rechtliche
Situation“ (Faktor 3) und „immaterielle Hilfen“
(Faktor 4) subsumiert werden können. Während
sich die Beratungsstellen hinsichtlich der Aufklä-
rung über die „rechtliche Situation“ eigentlich nicht
unterscheiden, informieren Caritas (m = 0,47) und
Stadtmission (m = 0,49) ausführlich über die „fi-
nanziellen Hilfsmöglichkeiten nach der Geburt“; für
Zentrum Kobergerstraße und Pro Familia ist dies
eher nicht relevant (jeweils m = -0,43). „Akute Hil-
fe“ wird ebenfalls von Caritas (m = 0,44) sowie von
Kobergerstraße (m = 0,49) und Pro Familia
(m = 0,35) angesprochen, wohingegen das Gesund-
heitsamt damit eher nicht dient (m = -0,79). Auf
„immaterielle Hilfeangebote“ macht vorwiegend
Pro Familia, nicht dagegen Stadtmission (m = -0,36)
und Caritas (m = -0,21) aufmerksam.26
Deutsche und Ausländerrinnen unterscheiden sich
nur bezüglich der Information über akute Hilfe-
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Tabelle 11 Informationen und Hilfsangebote nach Beratungsstellen in Nürnberg 1998 [Mehrfachangaben; in Prozent;
hervorgehobene Werte: größter Wert pro Zeile]
Informationen und Hilfsangebote über . . .
Caritas
Stadt-
mission
Gesund-
heitsamt
Koberger-
straße
Pro
Familia insg.
% % % % % %
rechtliche Situation bei einem
Schwangerschaftsabbruch
99,3 99,8 100,0 99,5 100,0 99,8
Lebensrecht des Kindes 100,0 99,0 100,0 100,0 99,8 99,7
Sexualität / Familienplanung 87,4 92,9 100,0 85,9 77,8 89,5
Landesstiftung „Hilfe für Mutter und Kind“ 87,4 86,6 53,2 45,3 43,0 59,3
Erziehungsgeld / Familienbeihilfe 85,2 81,4 63,3 42,7 38,1 59,0
Kindergeld / Kinderfreibetrag 81,5 77,8 63,3 37,2 35,9 56,2
Sozialhilfe 66,7 63,3 45,4 37,0 35,7 47,0
Schwangerschaft 91,1 54,0 0,4 63,3 27,4 38,7
Familienrecht / Unterhaltsrecht /
Unterhaltsvorschussleistung
47,4 40,6 31,0 33,3 28,6 34,3
andere Beratungsdienste 26,7 17,8 39,5 27,6 35,0 30,1
Wohngeld 23,0 6,6 3,2 29,4 30,3 17,1
Arbeitsrecht / Mutterschutzbestimmung /
Mutterschaftsgeld
34,8 25,4 25,4 14,1
Arbeitslosengeld / -hilfe 8,1 10,0 1,1 10,9 13,9 8,6
Möglichkeiten zur Adoption 20,7 3,4 0,8 6,0 16,9 7,6
Mieterschutz 3,0 3,9 17,4 10,8 7,2
Kur- und Erholungsmaßnahmen 8,1 4,4 0,6 9,0 8,8 5,9
Insgesamt (n) 135 409 474 384 409 1.811
25 Sie ist, wie eine Reihe weiterer Übersichten und Tabel-
len, in Wittenberg (2000) zu finden.
26 Ergebnisse der Varianzanalysen der Komponenten in
Abhängigkeit von den Beratungsstellen: Spätere finanziel-
le H.: p < .001, F = 86,3; akute finanzielle H.: p < .001,
F = 155,5; rechtliche Situation: n.s.; immaterielle H.:
p < .001, F = 28,6.
möglichkeiten, auf die ausländische Schwangere
hoch signifikant weniger hingewiesen werden als
deutsche.27
2.8 Realisierte Hilfeleistungen nach
Beratungseinrichtungen
Sind bisher die von den Beratungsstellen gegebenen
Informationen und Hinweise auf potenzielle Hilfs-
einrichtungen und -möglichkeiten vorgestellt wor-
den, wobei im Schnitt auf jede Schwangere 6,7 An-
gaben fielen (vgl. Tabelle 10), so folgt nun ein Blick
auf die tatsächlich erfolgten bzw. eigentlich erfor-
derlichen, jedoch nicht realisierten Hilfsleistungen
– und die Differenz zwischen beiden, die wir „Miss-
erfolgsquote q“ nennen wollen (vgl. Tab. 12).
Den 12.208 gegebenen Informationen stehen dem-
nach 3.571 konkrete Hilfeangebote gegenüber, was
einem Anteil von rund 30 Prozent entspricht.
Fast jeder Schwangeren werden weitergehende Bera-
tungen seitens der Einrichtungen ermöglicht, jeder
zweiten werden Behördenkontakte vermittelt.
Knapp jede Dritte erhält die durch Gesetz vorgesehe-
nen Vorschussleistungen, jeder Fünften wird ange-
boten, Gespräche mit Personen aus ihrem nächsten
sozialen Umfeld zu führen, jeder Sechsten ein Vor-
schlag für die Unterbringung des Kindes bzw. zur
Kinderbetreuung unterbreitet. Das bloße Ankreuzen
jeweils einer Kategorie hinter den im Konfliktbera-
tungsprotokoll enthaltenen und in Tabelle 12 auf-
gelisteten Erfassungsvorgaben vermag allerdings
nicht zu vermitteln, wie die Angebote genau aus-
sehen und beschaffen sind und ob zum Beispiel die
Misserfolgsquote bei „Gesprächen mit Partner etc.“
auf etwaige Personalengpässe in der Beratungsstelle
oder auf Desinteresse seitens der Schwangeren bzw.
deren sozialem Umfeld zurückzuführen ist.
Nicht immer kann offenbar erbracht werden, was
aus der Sicht der Beraterinnen nötig wäre, wie aus
dem rechten Teil von Tabelle 12 mit den nicht reali-
sierten Hilfsmaßnahmen hervorgeht: So scheint es
im extremen Umfang an ehrenamtlichen Mitarbei-
terinnen, die betreuend oder beratend einspringen
könnten, zu mangeln, so dass sich eine breite Lücke
zwischen Vermittlungswunsch und -umsetzung auf-
tut und sich ein Misserfolgsquotient von q = 99 Pro-
zent errechnet. Ähnlich gravierend sieht es in Bezug
auf Sachleistungen aus, die nur in knapp zehn Pro-
zent der eigentlich notwendigen Fälle ausgegeben
werden können. Beides ist demnach wohl de facto
nicht abrufbar. Schlecht ist es außerdem um die Teil-
nahme an der Gruppenarbeit bestellt, die von zwei
von fünf Schwangeren nicht wahrgenommen wird
oder werden kann (q = 44 Prozent), obwohl die Bera-
terinnen dies offenbar als sinnvoll erachteten.
Ausländerrinnen haben fast durchweg etwas
schlechtere Karten in der Hand als Deutsche, wenn
es um konkrete Hilfsmaßnahmen geht. Besonders
auffällig ist diese negative Differenz hinsichtlich der
„Gespräche mit dem Partner etc.“ (d%= 8,4), der
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Tabelle 12 Realisierte und nicht realisierte Hilfeleistungen in Nürnberg 1998 [Mehrfachangaben]
Hilfeleistungen ralisierte nicht realisierte
n1 % n2 q = n2/n1+n2
weitergehende, nachgehende Beratung 1.393 94,2 8 0,6
Behördenkontakte 702 47,5 12 1,7
gesetzliche Unterhaltsvorschussleistungen 472 31,9 16 3,3
Gespräche mit Partner, Eltern, Lehrern . . . 292 19,8 67 18,7
Unterbringung des Kindes / Kinderbetreuung 256 17,3 19 6,9
Gruppenarbeit 140 9,5 109 43,8
Wohnungssuche / Umzug 98 6,6 23 19,0
Unterbringung in einem Mutter-Kind-Heim 73 4,9 14 16,1
Suche einer Familienpflegerin / Haushaltshilfe 69 4,7 14 22,2
Kur- oder Erholungsmaßnahme 46 3,1 17 27,0
Sachleistungen 25 1,7 231 90,2
durch ehrenamtliche MitarbeiterInnen 5 0,3 326 98,5
Angaben insgesamt (n)* 3.571 241,6 856 19,4
* Basis: 1.478 Schwangere, die im Schnitt 2,4 Hilfeleistungen empfangen
27 p<.01, T = 3,2.
„Gruppenarbeit“ (d%= 7,9) der „weitergehenden
Beratung“ (d%= 7,3) und der „Kinderbetreuung“
(d%= 5,6). Dies dürfte sowohl an Kommunika-
tionsproblemen in Folge von Verständigungsschwie-
rigkeiten als auch, insbesondere bei Muslimen, an
der sozialisationsbedingten Rücksichtnahme auf
traditionelle türkische Familienstrukturen mit den
bekannten Abschottungsfolgen liegen. Es ist aber
auch von zwei Hilfsbereichen zu berichten, in
denen die Ausländerrinnen bevorzugt versorgt
werden, nämlich bei der Vermittlung von „Behör-
denkontakten“ (d%=25,3) und bei der Auszahlung
„gesetzlicher Unterhaltsvorschüsse“ (d%=7,8) (vgl.
Tab. 13).
In Abhängigkeit von den Beratungseinrichtungen
streut das konkrete Angebot an verfügbaren Hilfe-
leistungen wiederum sehr breit. Im Vergleich mit
den Verteilungen der Gründe für den erwogenen
Schwangerschaftsabbruch und der ausgegebenen
Informationen über potenzielle Hilfsangebote, bei
denen ja insbesondere die Caritas hervor stach, ver-
schieben sich jedoch bezüglich der realisierten Hilfe-
leistungen, von einigen Ausnahmen abgesehen, die
Gewichte hin zum Zentrum Kobergerstraße, das
bisher eher selten aus dem Kreis der fünf Einrich-
tungen hervor trat (vgl. Tab. 14 auf S. 302).
Im Einzelnen: „Weitergehende Beratung“ bietet je-
de Einrichtung fast allen Schwangeren an. Das Ge-
sundheitsamt hebt sich – als Einrichtung der Stadt
nicht verwunderlich – bezüglich der Vermittlung
von „Behördenkontakten“ deutlich vom Durch-
schnitt aller Beratungsstellen ab (d%= 36,8). Be-
merkenswert ist der hohe Anteil an „gesetzlichen
Unterhaltsvorschussleistungen“, den Stadtmission
(d%= 53,9) und, wenn auch abgeschwächt, Caritas
(d%= 33,8) anbieten, während das Gesundheits-
amt und Pro Familia diesbezüglich mehr oder min-
der ausfallen. Überhaupt bieten vor allem Gesund-
heitsamt, aber auch Pro Familia eher wenig
konkrete Hilfe. So auch kaum bezüglich der Ange-
bote für die „Unterbringung des Kindes“, die bei
den anderen drei Beratungsstellen eine relativ be-
deutende Rolle spielen. Alles in allem erneut ein
Hinweis darauf, dass Pro Familia, insbesondere
aber das Gesundheitsamt vermutlich überwiegend
von solchen Schwangeren aufgesucht werden, die
bereits vor der Beratung fest zum Abbruch ent-
schlossen sind.
Eine Faktorenanalyse untermauert diese Ergebnis-
se. Es werden vier Komponenten extrahiert, die zu-
sammen 49 Prozent der Varianz erklären. Die ge-
bildeten Faktoren subsumieren Variablen, die
„finanzielle“ (Faktor 1), „kommunikative“ (Faktor
2), „immaterielle“ (Faktor 3) und „praktische Hilfe-
leistungen“ (Faktor 4) umfassen. Finanzielle Hilfen
werden überwiegend von Stadtmission (m = 0,99)
und Caritas (m = 0,65), fast überhaupt nicht von
Pro Familia (m = -0,69) und Zentrum Kobergerstra-
ße (m = -0,63) geleistet. Was die kommunikative
Ebene anbelangt, so fällt hier das Gesundheitsamt
mit dem einzigen negativen Wert auf (m = -0,45).
Auch bezüglich der immateriellen Hilfeleistungen
weist das Gesundheitsamt einen negativen Wert auf
(m = -0,38), ebenso Pro Familia (m = -0,17). Bezüg-
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Tabelle 13 Realisierte Hilfeleistungen nach Herkunftsgebiet in Nürnberg 1998 [Mehrfachangaben; in Prozent]
Realisierte Hilfeleistungen Deutschland Ausland insgesamt
% % %
weitergehende, nachgehende Beratung 96,5 89,2 94,2
Behördenkontakte 39,6 64,9 47,5
gesetzliche Unterhaltsvorschussleistungen 29,8 36,6 31,9
Gespräche mit Partner, Eltern, Lehrern . . . 22,4 14,0 19,7
Unterbringung des Kindes / Kinderbetreuung 19,0 13,4 17,2
Gruppenarbeit 12,0 4,1 9,5
Wohnungssuche / Umzug 6,7 6,5 6,6
Unterbringung in einem Mutter-Kind-Heim 5,7 3,2 4,9
Suche einer Familienpflegerin / Haushaltshilfe 4,9 3,9 4,6
Kur- oder Erholungsmaßnahme 3,5 2,2 3,1
Sachleistungen 1,8 1,5 1,7
durch ehrenamtliche MitarbeiterInnen 0,3 0,2 0,3
insgesamt (n) 1.011 464 1.475
lich praktischer Hilfen sind die beiden Letztgenann-
ten dagegen die einzigen mit positiven Mittelwerten
– Gesundheitsamt: m = 0,22, Pro Familia: m =
0,11.28
Deutsche und ausländische Frauen werden durch-
aus unterschiedlich behandelt, jedenfalls was mate-
rielle und kommunikative Hilfeleistungen anbe-
langt: Wie zu erwarten war, kommen bei den
materiellen die Ausländerrinnen, bei den kommuni-
kativen die Deutschen besser weg.29
3. Resümee und Forschungsdesiderate
Schwangere, die ihre Lebensumstände aufgrund
personaler, situationaler, institutioneller oder kultu-
reller Restriktionen dergestalt wahrnehmen, dass
sie einen Schwangerschaftsabbruch erwägen, befin-
den sich in der Regel in einem existenziellen Kon-
flikt.30 Keine Instanz kann ihnen stellvertretend die
Entscheidung im Konflikt „Für oder Wider Ab-
bruch“ abnehmen. Sie können aber – und müssen
bei ernsthafter Erwägung eines Schwangerschafts-
abbruchs – institutionalisierte Beratung abrufen,
die, gemäß gesetzlicher Vorgaben, zuvörderst pro
Austragung spricht und agiert, aber, bei individuel-
ler Kontraentscheidung, auch diese unterstützend
begleitet.
In Nürnberg stehen dafür fünf Beratungseinrichtun-
gen zur Verfügung, die, jedenfalls aus dokumenten-
analytischer Perspektive, das breite Spektrum an
Anforderungen an eine den Wünschen der Schwan-
geren adäquate Beratung offensichtlich erfüllen:
Die Heterogenität der Klientel, der gegebenen In-
formationen und der realisierten Hilfemaßnahmen
spricht dafür, dass solche Frauen, die für sich die
Entscheidung für einen Schwangerschaftsabbruch
bereits getroffen haben, wie auch jene, die sich da-
rin noch unsicher sind, oder schließlich solche, die
bereits eine Entscheidung für die Geburt des Kindes
gefällt haben, vor Ort eine ihren spezifischen Be-
dürfnissen entsprechende Beratungsstelle finden
können. Eine für alle Rat suchenden Schwangeren
gleichermaßen geeignete ‚beste‘ Beratungseinrich-
tung kann es aufgrund der kulturellen und persona-
len Verschiedenheit der schwangeren Frauen per se
nicht geben.
Angesichts der hohen Sensibilität des Themas und
der Anonymität des Beratungsprozesses, stellte die
Inhaltsanalyse der prozessproduzierten Beratungs-
protokolle die einzig mögliche Methode für die Re-
cherche des Inhalts und Ablaufs der Schwanger-
schaftskonfliktberatungen dar. Der Versuch,
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Tabelle 14 Realisierte Hilfeleistungen nach Beratungseinrichtungen in Nürnberg 1998 [Mehrfachangaben; in Prozent;
hervorgehobene Werte: größter Wert pro Zeile]
Caritas
Stadt-
mission
Gesund-
heitsamt
Koberger-
straße
Pro
Familia insg.
Realisierte Hilfeleistungen % % % % % %
Weitergehende, nachgehende Beratung 98,4 98,3 84,1 98,1 99,3 94,2
Behördenkontakte 49,6 51,9 84,3 15,6 8,5 47,5
Gesetzliche Unterhaltsvorschussleistungen 65,7 85,7 0,2 12,8 4,1 31,9
Gespräche mit Partner, Eltern, Lehrern . . . 17,1 23,5 10,9 34,6 18,4 19,8
Unterbringung des Kindes / Kinderbetreuung 32,6 29,1 0,2 38,4 4,8 17,3
Gruppenarbeit 0,8 7,4 0,5 19,4 22,4 9,5
Wohnungssuche / Umzug 9,3 15,8 0,7 6,6 1,7 6,6
Unterbringung in einem Mutter-Kind-Heim 5,4 6,9 2,3 7,6 4,1 4,9
Suche einer Familienpflegerin / Haushaltshilfe 7,0 7,7 11,8 1,4 4,7
Kur- oder Erholungsmaßnahme 7,0 2,5 0,2 10,4 1,4 3,1
Sachleistungen 5,4 0,2 0,7 0,9 4,1 1,7
durch ehrenamtliche MitarbeiterInnen 0,8 0,5 0,2 0,5 0,3
insgesamt (n) 129 405 439 211 294 1.478
28 Ergebnisse der Varianzanalyse für die Hilfeleistungen in
Abhängigkeit von den Beratungsstellen: Finanzielle H.:
p < .001, F = 362,6; kommunikative H.: p < .001, F = 38,0;
immaterielle H.: p < .001, F = 39,8; praktische H.:
p < .001, F = 18,8.
29 Materielle H.: p < .001, T = 4,5; kommunikative H.:
p < .001, T = 8,6. Immaterielle und praktische H.: n.s.
30 Ausführlich wird dieser Konflikt von Lippold (2000:
416ff) dargestellt und diskutiert.
ähnlich aufschlussreiche Ergebnisse mittels wie
auch immer durchgeführter Befragungen von
Schwangeren und Beraterinnen erzielen zu wollen,
wäre hingegen von Vornherein zum Scheitern ver-
urteilt gewesen. Das Feedback, das aus den einzel-
nen Einrichtungen bei der Diskussion des For-
schungsberichts gekommen ist, lässt annehmen,
dass die Studie zu hinreichend validen und reliablen
Ergebnissen geführt hat, wenn auch Tendenzen so-
zial erwünschten Handelns sowohl seitens der
Schwangeren als auch seitens der Protokollantinnen
nicht gänzlich auszuschließen sind. Zwei Fragen
bleiben dennoch unbeantwortet:
Die erste zielt ab auf die beobachtete Selbstselek-
tion der Beratungsstellen durch die Schwangeren
und fragt nach den Mechanismen sowie Kommuni-
kationspartnern und -wegen, die diese Selektion an-
stoßen und bewirken. Die verschiedentlich vor-
genommenen Spekulationen über die Auswahl der
Beratungseinrichtungen wären nur dann empirisch
zu erhärten, wenn mittels Befragung der Schwangern
und ihres sozialen Interaktionsfeldes, inklusive der
FrauenärztInnen, „harte“ Daten erhoben werden
könnten. Ein solches Unterfangen dürfte allerdings
massiv mit einer Vielzahl und Vielfalt auswahl- und
erhebungsmethodischer Probleme zu kämpfen ha-
ben; die Realisierung einer solchen Untersuchung
ist demzufolge fast ausgeschlossen.
Die zweite gilt der protestantisch-großstädtischen
Begrenzung des Analyseraumes und fragt nach der
Generalisierbarkeit der berichteten Befunde auf an-
dere Städte, auf Bayern oder gar auf Deutschland
insgesamt. Mit der gebotenen Skepsis wird man sie
verneinen: Wenn sich die grundlegenden Entschei-
dungsmuster auch nicht stark unterscheiden wer-
den, so dürften die Verhältnisse im katholisch-länd-
lichen Niederbayern oder im weitgehend
konfessionslosen Mecklenburg-Vorpommern mit
nahezu absoluter Sicherheit zumindest im Ausmaß
anders sein. Diesbezüglich könnte aber eine Bayern-
oder bundesweit durchgeführte Dokumentenana-
lyse den nötigen Aufschluss erbringen.
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Summary: The content and procedure of crisis pregnancy counseling sessions is largely unknown to outsiders. This des-
criptive and exploratory case study aims to remedy this matter. In order to achieve this, a quantitative analysis of the
counseling transcripts in Nuremberg’s crisis pregnancy centers has been undertaken. The database is made up of all
1,820 counseling transcripts which were recorded in 1998 by five church-run, independent, or municipal institutions.
They not only give information about pregnant women’s main reasons for considering the termination of a pregnancy
but also advice on the pregnancy itself, on sexual behavior, and on financial and legal issues. In addition, they contain
references to concrete offers for institutional help and support. The analyses show that Nuremberg seems to succeed in
providing a multiplicity of institutions suited to the heterogeneity of pregnant women, i.e. women who have decided to
terminate their pregnancy, who are undecided, or who want to continue with the pregnancy but are looking for either
material or nonmaterial help. Due to the cultural and personal diversity of pregnant women there is no such thing as an
“ideal” support center that is equally suitable for all pregnant women seeking advice.
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